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Die Osterweiterung der EU ist derzeit 
eines der meistdiskutierten politischen 
Themen in Österreich und wird vermut­
lich bei der nächsten Nationalratswahl 
eine entscheidende Rolle spielen. Die 
gegenwärtigen Entwicklungen in den ost­
mitteleuropäischen Ländern werden nur 
vor dem Hintergrund der jeweiligen histo­
rischen Erfahrungen verständlich. Zwei 
Neuerscheinungen bieten Interessierten 
diese Hintergrundinformationen über Un­
garn bzw. Kroatien. 

Im Rahmen der mittlerweile bereits 
sehr umfangreichen Reihe ,Ost- und 
Südosteuropa. Geschichte der Länder 
und Völker' des Verlags Friedrich Pustet 
und der Südosteuropa-Gesellschaft 
München gibt Ludwig Steindorff, Profes­
sor für Osteuropäische Geschichte an 
der Universität Kiel , eine Einführung in 
die historische Entwicklung Kroatiens. 1 

Laszl6 Kontler, Professor an der Cen­
tral European University und an der Eöt­
vös Lorand Universität in Budapest, ver­
faßte seine ungarische Geschichte aus­
drücklich für nicht-ungarische Leserinnen 
ohne spezielle Vorkenntnisse. Das 
Werk beruht auf Vorlesungen, die der 
Autor, damals Assistent des berühmten 
Peter Hanak, in den Jahren 1 985-95 vor 
nordamerikanischen und westeuropäi­
schen Studenten in Budapest und in den 
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USA hielt. Vorweggenommen sei, daß 
hier von der in der ungarischen (und süd­
osteuropäischen) Historiographie nicht 
selten anzutreffenden Neigung, Darstel­
lungen und Wertungen im Kontext einer 
politischen Absicht vorzunehmen, nicht 
die geringste Spur vorhanden isF 

Anhand der beiden vorliegenden Bän­
de läßt sich der lange, rückschlags- und 
opferreiche Weg der Bevölkerungen der 
beiden Länder zu Wiedererlangung natio­
naler Selbstbestimmung und Demokra­
tie verfolgen. 

Die Revolution 1848/49 

Ungarns erstes demokratisches Ex­
periment erfolgte 1 848/49, ermöglicht 
durch die revolutionären Entwicklungen 
in Wien, in Deutschland und Italien, 
welche den Wiener Hofvorübergehend 
schwächten. Am 1 5. März 1 848 griff die 
Revolution auf Pest, das intellektuelle 
Zentrum Ungarns, über. Unter dem Ein­
druck der mobilisierten Massen stimm­
te König Ferdinand zwei Tage später der 
Ernennung Batthyanys zum ersten ver­
antwortlichen Ministerpräsidenten Un­
garns zu. Geradezu paradox mutet an, 
daß d ie 31 sog. ,Aprilgesetze', welche 
dem Land eine grundlegende soziale 
und wirtschaftliche Umgestaltung brin­
gen sollten, individuelle Grundrechte 
festlegten sowie pol itische Institutionen 
nach dem Muster der bürgerlichen par­
lamentarischen Monarchien (Vorbild 
Belgien) schufen und das Verhältnis 
Ungarns zur Habsburgermonarchie neu 
regelten, vom letzten feudalen Landtag, 
der noch in Preßburg zusammengetre­
ten war, vorbereitet wurden. Diese adli­
ge Standesvertretung kodifizierte inner­
halb von wenigen Wochen das in den 
dreißiger und vierziger Jahren ausgear­
beitete Programm einer ganzen Gene­
ration von Reformern. Angesichts der 
Umstände hatte der Hof in Wien gar kei­
ne andere Wahl ,  als die Gesetzesarti­
kel in der vorgelegten Fassung zu ak­
zeptieren. 
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Ungarn wurde solcherart zu einer erb­
lichen konstitutionellen Monarchie. Die 
Regierung warverantwortlich gegenüber 
einer Legislative aus zwei Kammern, 
wobei das Abgeordnetenhaus alle drei 
Jahre gewählt werden sollte, und zwar 
auf der Grundlage eines für die damali­
ge Zeit l iberalen Zensuswahlrechts für 
Männer, welches immerhin rund 7-9% 
der Bevölkerung das Stimmrecht ermög­
lichte. 

Im Juni 1 848 wurden die Wahlen nach 
dem neuen Modus abgehalten, und im 
Jul i trat das Parlament zusammen. Doch 
das erste demokratische Experiment 
Ungarns währte nicht lange. Die Konso­
lidierung der Verhältnisse in Österreich 
und in Oberitalien veranlaßte den Wiener 
Hof im September zu einem gewaltsa­
men Vorgehen gegen Ungarn. Im Unab­
hängigkeitskrieg erzielten die ungari­
schen Streitkräfte zwar viele und uner­
wartete Erfolge, aberdem Eingreifen rus­
sischer Truppen waren sie nicht gewach­
sen. Der Kapitulation im August 1 849 
folgte eine Welle der blutigen Repressi­
on, welche eines der dunkelsten Kapitel 
der Geschichte der österreichisch-unga­
rischen Beziehungen darstellt. 

Die ungarische Revolution 1 848/49 
scheiterte aber nicht nur an der ungünsti­
gen europäischen Konstellation. Auch 
innere Versäumnisse und Widersprüche 
trugen dazu bei: Die Enttäuschung der 
Bauern über die Ausgestaltung der Bo­
denreform und die Erbitterung der natio­
nalen Minderheiten über die Mißachtung 
ihrer Ansprüche schwächten die Abwehr­
kraft des Landes wesentl ich. 

Was von den revolutionären Errungen­
schaften auch vom nachfolgenden neo­
absolutistischen Österreichischen Re­
gime beibehalten wurde, waren die so­
zialen und ökonomischen Reformen. Die 
Umstände der Bauernbefreiung al ler­
dings begünstigten den Fortbestand der 
überkommenen sozialen Hierarchie in 
der ländlichen Gesellschaft Ungarns, an 
deren Spitze wenige Hundert Aristokra­
tenfamilien standen. 

Wirtschaft und Gesellschaft 

Das politische System im 

Dualismus 

Die Niederlage gegen Preußen 1 866 
veranlaßte den Wiener Hof, die neoabso­
lutistische, zentralistische Herrschaft 
über Ungarn zu beenden. Der Ausgleich 
von 1 867 beruhte auf der I nteressenge­
meinschaft der herrschenden Schichten 
in Österreich und in Ungarn. Ersteren er­
schien er nach dem Verlust jeglichen 
Einflusses auf die Entwicklungen in 
Deutschland als einziger Weg, den 
Großmachtstatus zu erhalten. Letzteren 
ermöglichte er die Bewahrung der Vor­
herrschaft in den historischen Grenzen 
der Länder der Stephanskrone und die 
Teilnahme am Großmachtstatus. 

Nach österreichischer Lesart und de 
facto war der Ausgleich eine Realunion , 
ein Vertrag zwischen zwei in wesentli­
chen Aspekten - aber keineswegs in al­
len - unabhängigen Staaten. Nach der 
ungarischen Interpretation des Aus­
gleichs handelte es sich um eine Perso­
nalunion, und Außenpolitik, Militärwesen 
und die Finanzierung dieser Aufgaben 
waren aus dieser Sicht gemeinsame An­
gelegenheiten zweiersouveräner verbün­
deter Staaten. Tatsächlich aberwar auch 
die interne Souveränität Ungarns einge­
schränkt: Der Herrscher hatte erstens 
das Recht der Vorsanktionierung: Geset­
zesvorlagen bedurften seiner Zustim­
mung, bevor sie in den Reichtag einge­
bracht wurden. Zweitens bildete der 
Herrscher die letzte Instanz in Streitfäl­
len zwischen den beiden Regierungen. 
Und drittens gab die Verfassung dem 
Herrscher die Option,  durch Notstands­
verordnungen zu regieren. 

Zwischen 1 867 und 1 91 8  war Ungarn 
eine konstitutionelle Monarchie mit ei­
nem, wenn auch stark eingeschränkten, 
repräsentativen Regierungssystem. 
Nach den Jahren des Neoabsolutismus 
erhielt das Land wieder eine eigene Re­
gierung, die dem eigenen Parlament, 
dem aus zwei Kammern bestehenden 
Reichstag, verantwortlich war. 1 869 wur-
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den Verwaltung und Rechtsprechung ge­
trennt und eine unabhängige richterliche 
Gewalt etabliert. 

Im Gegensatz zu Österreich bildete 
Ungarn eine staatsrechtliche Einheit, le­
digl ich Kroatien erhielt durch den unga­
risch-kroatischen Ausgleich von 1 868 
eine begrenzte Autonomie. 

Aufbauend auf den Reformen des Jah­
res 1 848 und des Ausgleichs (Zollunion 
mit Österreich! ), entwickelte sich die un­
garische Wirtschaft dynamisch, insbe­
sondere in den Gründerzeiten 1 867-73 
und 1 896-1 9 13: " . . .  Hungary was trans­
formed by a somewhat belated industri­
al revolution from an underdeveloped 
agrarian country into a relatively rapidly 
developing agrarian-industrial one." (S. 
303) 

Diese wirtschaftlichen Erfolge kontra­
stieren in auffallender Weise mit der Ver­
knöcherung der sozialen und politischen 
Strukturen und Institutionen: Die politi­
sche Macht blieb in den Händen der tra­
d itionellen El ite (Magnaten und Groß­
grundbesitzer aus dem mittleren Adel), in 
die aufsteigende Schichten wie das 
Großbürgertum (industrielle Großunter­
nehmer, Bankiers, Großhändler)Aufnah­
me fanden.3 Und diese Machtträger, de­
ren Hauptinteresse der Aufrechterhal­
tung des Status qua galt, verstanden es, 
demokratische, soziale und minderhei­
tenfreundliche Reformen zu verhindern. 

Von 1 867 bis 1 875 wurde die Regie­
rung von der bürgerlich-liberalen Deak­
Partei4 getragen. Konflikte mit dem an 
feudalen Relikten festhaltenden Adel und 
die Wirtschaftskrise ab 1 873 führten 
zum Zerfall d ieser Gruppierung. 1 875 fu­
sionierten die Deak-Partei und das Links­
zentrum zur Liberalen Partei , welche in 
den folgenden drei Jahrzehnten die Re­
gierungspartei bildete und das politische 
Geschehen dominierte. Führende Per­
sönlichkeit der Liberalen war Kaiman 
Tisza, der 1 875-90 das Amt des Mini­
sterpräsidenten ausübte. 

Unterstützung hatte die Liberale Partei 
von all jenen Schichten, die durchgreifen-
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de soziale und demokratische Reformen 
ablehnten. Demgemäß vertrat die Libera­
le Partei l iberale Positionen nur im Hin­
blick auf unternahmarische Freiheiten 
sowie - später- auf die Säkularisierung 
der öffentlichen Sphäre, befürwortete 
aber erzkonservative Standpunkte in der 
sozialen und in der Bauernfrage5 sowie 
in der Nationalitätenpolitik. 

Die langfristige politische Dominanz 
sicherte sich die Liberale Partei, indem 
sie sich Reichstag und Verwaltung gefü­
gig machte, Patronaga auf allen Ebenen 
im großen Stil betrieb und gegen den 
zwangsläufig außerparlamentarischen 
Widerstand von Arbeiterschaft und natio­
nalen Minderheiten mit antidemokrati­
schen Gesetzen und Gewalt vorging. 

Das wichtigste Instrument zur Beein­
flussung der Zusammensetzung der Le­
gislative war die Gestaltung des Wahl­
rechts. "Es war ein Zensuswahlrecht, bei 
dem nur etwa 6% der Bevölkerung wahl­
berechtigt waren und das die mittellosen 
Bauern, die Arbeiterschaft, das Gesinde 
und das Kleinbürgertum ausschloß. Die 
Einteilung der Wahlkreise und die Fest­
legung einer notwendigen Anzahl von 
Stimmberechtigten pro Abgeordnetem 
taten ein übriges. Nicht zuletzt machten 
sich Tisza und die regierende Liberale 
Partei das Parlament durch Korruption,  
Drohungen und Fälschungen von Wahl­
ergebnissen gefügig. "6 Den Verwal­
tungsapparat besetzte Tisza mit seinen 
Anhängern und mit Angehörigen der 
Gentry, die ihrer Güter verlustig gegan­
gen oder verarmt waren. 

Da sich die Magyaren, was die Bevöl­
kerungszahl betrifft, in der Minderheit be­
fanden (1 880 44,9%), richteten sich 
Wahlrecht, Wahlkreiseinteilung, Mani­
pulationen und Einschüchterungsmaß­
nahmen mit besonderer Schärfe gegen 
die Nationalitäten. Das 1 868, also noch 
in der Ara der Deak-Partei ,  beschlosse­
ne Nationalitätengesetz war zwar in der 
Garantie individueller Rechte liberal, ver­
weigerte aberden Minderheiten (mit Aus­
nahme der Kroaten) kollektive Rechte 
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und politische I nstitutionen. Ab den 
1 880er Jahren forcierte die Regierung die 
Magyarisierungspolitik, und viele Be­
stimmungen des Gesetzes wurden ein­
fach ignoriert. Die National itätenfrage 
wurde auch als politisches Instrument 
gegen soziale Reformen und Forderun­
gen nach Demokratisierung eingesetzt, 
denn Zugeständnisse in diesen Berei­
chen hätten die magyarische Vorherr­
schaft gefährdet. "The nationalities, who 
made up about half of the population, 
were in practice squeezed out of its poli­
tical life, having only 5 per cent represen­
tation in parliament, and 1 0  per cent in 
the state administrative apparatus."7 

Unter diesem politischen System ver­
mochte die Aristokratie ihre führende 
Position im Parlament, in den Gerichten, 
im diplomatischen Korps, in der Armee 
und in den politischen Parteien zu be­
wahren: Magnaten stellten in der Zeit 
des Dualismus im Oberhaus achtzig 
Prozent und im Unterhaus fünfzehn Pro­
zent der Mitglieder, zehn von sechzehn 
Ministerpräsidenten und ein Drittel der 
Minister. 

1 890 endete die Ära Tisza, und dieser 
Rücktritt stürzte das Land in eine dauer­
hafte politische Krise. Die tiefere Ursa­
che dieser Krise waren neue Interessen­
konstel lationen, die sich aus der wirt­
schaftlichen Dynamik ergeben hatten. 
Die aufstrebenden Unternehmerwaren in 
die herrschende El ite aufgerückt, und 
ihre Interessen kollidierten aufwichtigen 
Politikfeldern mit jenen der Großgrund­
besitzer. Wie in allen anderen zentral­
und osteuropäischen Ländern forderten 
letztere Protektion für die Landwirtschaft 
und lehnten jede die Industrialisierung 
begünstigende Liberalisierung der Wirt­
schaftspolitik ab. 

Die Liberale Partei verstand es, weiter­
hin an der Macht zu bleiben: erstens 
durch die geschickte Spaltung der Op­
position, zweitens durch die den magya­
rischen Nationalismus verstärkende Auf­
wertung zweitrangiger Prestigefragen 
(Wehrgesetz, Befehlssprache), und drit-

Wirtschaft und Gesellschaft 

tens durch massivere Manipulationen 
denn je. Führende Persönlichkeit der Li­
beralen Partei war lstvan Tisza (Minister­
präsident 1 903-05 und 1 91 3-1 7), ein Po­
litiker, der starr an der bestehenden Ord­
nung festhielt und Reformen von vornher­
ein ablehnte. 

Die vorübergehende Übernahme der 
Regierung durch eine oppositionelle Ko­
alition (1906-10), geführt durch die Unab­
hängigkeitspartei ,  brachte keine politi­
sche Wende mit sich , denn diese Par­
teien waren durch einen Pakt mit dem 
König gebunden und vertraten keine sub­
stantiell anderen Inhalte als die frühere 
Regierung. 

Zur neuen Regierungspartei wurde da­
nach die aus der Liberalen Partei hervor­
gegangene Nationale Arbeitspartei ,  wie 
ihre Vorgängerin ein Sammelbecken von 
Gruppierungen, welche jegliche Demo­
kratisierung ablehnten: lstvan Tisza ge­
lang es, in dieser Partei ,  die sich der Ver­
teidigung des Status quo verschrieb, 
Großgrundbesitzer und führende Unter­
nehmer zusammenzuführen. "His tradi­
tional ism, the paternalistic and aristocra­
tic brand of liberalism he inherited from 
his father led him to turn his recognitions 
to ,disciplining' the historic classes and 
awakening them to an awareness of 
where their true interests lay: in the con­
solidation of dualism." (S. 295) 

Die magyarische führende Klasse war 
somit in der Zeit des Dualismus des öfte­
ren in sekundären politischen Fragen 
gespalten, aber in der Verteidigung so­
zialer Privilegien geeinigt. "Der Status 
quo dauerte mit geringen Änderungen 
an, bis sich im Herbst 1 91 8  eine echt re­
volutionäre Lage ergab."8 

Die Revolution im Herbst 1918 

Die militärische Niederlage der Monar­
chie und ihre Auflösung boten Ungarn im 
Herbst 1 9 1 8  die zweite Chance einer 
grundlegenden demokratischen und so­
zialen Umgestaltung: "The situation held 
out the promise of overhauling those 
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ossified social and political structures 
and institutions that bare some of the re­
sponsibility for the disaster of dissoluti­
on." (S. 324) 

Mitte Oktober 1 9 1 8  war das Land, so­
weit es nicht von fremden Truppen be­
setzt war, in einer revolutionären Situati­
on. Am 1 6. 1  0. erklärte die Regierung 
Wekerle die Aufhebung der Realunion. 
Acht Tage später konstituierte sich ein 
Nationalrat aus bürgerlichen Oppositio­
nellen und Sozialdemokraten. Im Zuge 
der sog. Astern-Revolution während der 
Nacht vom 30. auf den 31 . 1  0. übernahm 
dieser die Regierungsgewalt vom letzten 
königlich ernannten Kabinett. Die neue 
Regierung wurde geführt von Mihaly Ka­
roly, dem Vorsitzenden der Unabhängig­
keits- und 48er Partei .  Vertreten in ihr 
waren neben dieser Gruppierung die Bür­
gerlich-Radikale Partei Oszkar Jaszis, 
die Sozialdemokraten und Parteilose. 
Ihre gesellschaftliche Basis hatte die 
Regierung Karoly in einem kleinen Teil 
von Aristokratie, Adel und Bürgertum,  in 
der Facharbeiterschaft und in den Ge­
werkschaften. 

Ob der Größenordnungen der Proble­
me und Vorhaben stand die neue Regie­
rung vor einer letztlich unlösbaren Aufga­
be. Sie trat mit dem Ziel an, das Ver­
mächtnis der 1 848er Revolution einzulö­
sen. Demgemäß beinhaltete ihr Pro­
gramm die Änderung der Staatsform, 
Demokratisierung, soziale Reformen und 
Übereinkommen mit den nationalen Min­
derheiten unter Wahrung der alten Gren­
zen. Nach dem Rücktritt König Karls 
wurde am 1 6 . 1 1 .  die Republik prokla­
miert. Das am 23. 1 1 .  erlassene Wahl­
rechtsgesetz sah allgemeines, gehei­
mes, für Frauen allerdings nach wie vor 
eingeschränktes Wahlrecht vor. 

Gleichzeitig hatte sie sich mit der ka­
tastrophalen wirtschaftl ichen, sozialen 
und außenpolitischen Lage auseinan­
derzusetzen und auf diesen Gebieten 
improvisierte Sofort- und Notmaßnah­
men zu setzen bzw. diplomatische Initia­
tiven zu ergreifen: 
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Die akute wirtschaftl iche und soziale 
Krise war gekennzeichnet durch einen 
erheblichen Mangel an Lebensmitteln, 
Heizmaterial und Rohstoffen für die Indu­
strie, durch den weitgehenden Zusam­
menbruch des Eisenbahnverkehrs, hohe 
Arbeitslosigkeit - nicht zuletzt aufgrund 
der Demobilisierung des Heeres - und 
Flüchtlingsströme aus Oberungarn und 
Siebenbürgen. Die Regierung antwortete 
mit ad hoc-Maßnahmen, aber auch mit 
grundlegenden Reformen: Einführung der 
Invaliditäts- und Pensionsversicherung 
für Arbeiter, Achtstundentag, Steuerre­
form mit starker Anhebung der Einkom­
men- und Vermögensteuer. 

Weder die einen noch die anderen ver­
mochten kurzfristig an der Notlage Hun­
derttausenderviel zu ändem. Angesichts 
von Hunger und Elend, fortschreitender 
Geldentwertung, wirtschaftlicher Depres­
sion, ausländischer Besetzung, Abfall 
weiter Landesteile und nationaler Demü­
tigung stieg die Unzufriedenheit breiter 
Massen. Auf dem Lande forderten die 
Kleinbauern und Landarbeiter die rasche 
Enteignung der Latifundisten. (Die Bo­
denreform vom 1 5.2. 19 19  gelangte nicht 
mehr zur Durchführung. )  Die sozialen 
und politischen Verhältnisse polarisier­
ten sich zunehmend. Die Regierung ge­
riet unter Druck sowohl von rechts, von 
seiten der konservativen Großgrundbe­
sitzer, aber auch von seiten radikaler, an­
tisemitischer Nationalisten , wie von 
links, von den erstarkenden Kommuni­
sten. 

Was den zweiten demokratischen 
Versuch letztlich scheitern ließ, waren 
allerdings nicht die sozialen Fragen, 
sondern die außenpolitischen Entwick­
lungen: Große Teile des Landes waren 
besetzt durch Truppen der Entente und 
der Nachbarstaaten. Die vorbildlichen 
Nationalitätengesetze kamen viel zu 
spät, konnten den Abfall der Minderhei­
ten nicht verhindern. Die militärische Be­
setzung nahm die Regelungen des spä­
teren Friedensvertrags von Trianon prak­
tisch vorweg. Auch wenn das in Ungarn 
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niemand wahrhaben wollte: Die alten 
Grenzen waren nicht zu retten, der Ver­
lust von zwei Dritteln des Territoriums 
nicht abzuwenden. 

Mit dem Ultimatum der Pariser Frie­
denskonferenz vom 20.3. 1 9 1 9  platzten 
die letzten I llusionen der Regierung, die 
auf das Wohlwollen der Entente gegen­
über einem demokratisch erneuerten 
Ungarn gesetzt hatte. Sie lehnte die ent­
haltene, noch wesentlich ungünstigere 
Demarkationslinie in Siebenbürgen ab 
und trat zurück. Einen Tag später rief der 
Revolutionäre Regierende Rat die Räte­
republik aus. 

Die internationale Nachkriegsordnung 
trug somit nicht nur zum Ende des de­
mokratischen Experiments von 1 9 1 8/19, 
sondern auch zum Fortbestand der 
überkommenen sozio-ökonomischen 
Strukturen Ungarns bis 1 945 bei . Das 
Horthy-Regime etablierte ein autoritäres 
politisches System, in dem sich Merk­
male eines konservativ-reaktionären bür­
gerlichen Staates mit diktatorischen und 
zeitweilig auch einigen faschistischen 
Elementen verbanden. Seine Rechts­
staatlichkeit war überwiegend formal und 
äußerlich, das Parlament besaß faktisch 
keine Macht. Das Regime beruhte auf 
einem Bündnis der Großgrundbesitzer, 
der Gentry und eines Teils des Bürger­
tums, insbesondere der Offiziere und Be­
amten. Infolgedessen blieben die sozia­
len Privilegien dieser Schichten gewahrt. 

Demokratisches Zwischenspiel 

1945-47 

Die anachronistische, semifeudale so­
ziale und politische Ordnung Ungarns, 
die durch den Ersten Weltkrieg erschüt­
tert worden war, brach in der Endphase 
des Zweiten Weltkriegs endgültig zu­
sammen. 

Während im Westen des Landes noch 
schwere Kämpfe stattfanden, gründeten 
bürgerliche Demokraten, Sozialdemo­
kraten und Kommunisten unter dem 
Schutz sowjetischer Truppen in Szeged 
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Anfang Dezember 1 944 die Ungarische 
Nationale Unabhängigkeitsfront Mitglie­
der einer überwiegend von diesen Partei­
en ernannten Provisorischen National­
versammlung bi ldeten am 21 ./22. 1 2. 
eine Provisorische Regierung. Die 
Kampfhandlungen endeten Mitte April 
1 945. Das ganze Land war von der Roten 
Armee besetzt, die Alliierte Kontrollkom­
mission stand unter sowjetischer Füh­
rung. 

Zur stärksten politischen Kraft neben 
den Kommunisten, welche die Unter­
stützung der Besatzer besaßen, entwik­
kelte sich die Partei der Kleinen Landwir­
te. Sie stand für Privateigentum, Boden­
reform sowie eine bürgerlich-bäuerliche 
Demokratie und fand Unterstützung bei 
der Mehrheit der bäuerlichen Bevölke­
rung, beim Bürgertum und beim Klerus. 

Die Kommunisten hatten allerdings 
schon in der Provisorischen Nationalre­
gierung Schlüsselpositionen inne, näm­
lich das Innen- und das Agrarressort. 
Die im März 1 945 dekretierte Bodenre­
form beruhte daher nicht auf dem Kon­
zept der Kleinlandwirtepartei, sondern 
verwirklichte jenes des kommunisti­
schen Landwirtschaftsministers lmre 
Nagy. Sie bewirkte die Enteignung des 
Großgrundbesitzes (im Umfang von ca. 
35% der agrarischen Nutzfläche) und 
übertrug rund 60% des enteigneten Bo­
dens an Einzelpersonen sowie 40% an 
staatliche und kollektive Eigentümer. 
"Die Reform besaß das Ausmaß einer 
Agrarrevolution. Die Wirtschafts- und 
Gesellschaftsordnung auf dem Lande 
wurde von Grund auf umgestaltet. "9 Do­
minant war danach - von den Kommuni­
sten sicherlich im Hinblick auf die später 
geplante Kollektivierung beabsichtigt -
der ökonomisch völlig ineffiziente Klein­
und Kleinstbesitz. 

Bei den Wahlen zur Nationalversamm­
lung am 4. 1 1 . 1 945, die unterweitgehend 
fairen Bedingungen für alle abl iefen, fan­
den die Wählerinnen somit klare Alterna­
tiven vor. Zur Überraschung der siegessi­
cheren Kommunisten erhielt die Partei 
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der Kleinen Landwirte die absolute Mehr­
heit (57%). Dies stellte eine eindeutige 
Richtungsentscheidung von über 90% 
der Wahlberechtigten für parlamentari­
sche Demokratie, Marktwirtschaft, Pri­
vateigentum und selektive Verstaatli­
chungen dar. Nach der Ausrufung der 
Republik am 1 .2. 1 946 wurde Zoltan Tildy 
zum Präsidenten gewählt und Ferenc 
Nagy (beide von der Kleinlandwirtepartei) 
zum Ministerpräsidenten ernannt. Auch 
in dieser Koalitionsregierung behielten 
die Kommunisten aber das Innenressort 
(Minister Laszl6 Rajk)! 

Mit dem Beginn des Kalten Krieges 
legte die Sowjetunion die bis dahin geüb­
te Zurückhaltung in Ungarn ab, und die 
Kommunisten verschärften die innenpo­
litische Konfrontation. Die Nationale Un­
abhängigkeitsfront zerbrach, Kommuni­
sten, linke Sozialdemokraten und ande­
re gründeten im März 1 946 den Links­
block. Die anhaltende Besetzung des 
Landes durch die Rote Armee erwies 
sich als entscheidend für die weitere 
Entwicklung: "That presence was the di­
stinctive force that led to the elimination 
of political pluralism, the introduction of 
economic planning, a total change of the 
elite and excessive egalitarianism, and 
the hegemony of the Marxist-Leninist 
ideology in the countries that shared the 
Iot of Hungary." (S. 389) "Not for the first 
time in Hungarian history, limitations of 
the country's sovereignty arising either 
from foreign mil itary occupation or from 
an adverse international Situation or from 
a combination of both (1849 and 1 91 8  are 
cases in point) prevented it from unfol­
ding the potantials inherent in the dome­
stic social and political scene." (ebd. )  

Schrittweise drängten die Kommuni­
sten die freiheitlich-demokratische Ord­
nung zurück (.Salami-Taktik' des Vize­
premiers Matyas Rakosi), wobei der Po­
litischen Polizei Avo unter der Leitung 
des berüchtigten Gabor Peter bei der 
Einschüchterung und Ausschaltung po­
litischer Gegener eine Schlüsselrolle zu­
kam. Durch Erpressung wurde Minister-
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präsident Ferenc Nagy am 30.5. 1 94 7 
zum Rücktritt veranlaßt Damit war die 
Kleinlandwirtepartei de facto als politi­
sche Kraft ausgeschaltet. 

Der neue Ministerpräsident Dinnyes 
vom linken Flügel der Kleinlandwirtepar­
tei war ein gefügiger Handlanger der KP. 
Die Koalitionsregierung übernahm das 
Programm des Linksblocks. Bereits im 
Sommer 1 947 fielen für die zukünftige 
politisch-ökonomische Ordnung wesent­
liche Entscheidungen: Am 1 0.7. zog sich 
Ungarn von der Marshall Plan-Konferenz 
zurück, und am 1 .8. begann d ie Durch­
führung des vom neugeschaffenen Staat­
lichen Planbüro entworfenen Dreijahres­
plans. 

Die stark beeinflußten und manipulier­
ten Neuwahlen am 31 .8. 1 94 7 erbrachten 
einen Sieg des Linksblocks, d ie KP wur­
de (mit allerdings nur 22%! )  stärkste 
ParlamentsparteL Die danach gebildete 
Volksfrontregierung machte sich das 
Programm der KP zueigen. ln der Folge 
( 1 947/48) wurde der Übergang zur zen­
tralen Planwirtschaft und zum politi­
schen System stalinistischer Prägung 
vollzogen: ... . .  within a year and a half 
only the memory of the coalition 
remained and the Communists wielded 
exclusive power, randering the period 
1 944-1 94 7 a short democratic interlude." 
(S. 402) 

Die Revolution 1956 

Die politische Entwicklung in Ungarn 
im Zeitraum zwischen Stalins Tod (März 
1 953) und dem Sommer 1 956 war durch 
wiederholte Kurswechsel gekennzeich­
net, wobei diese jeweils auf Druck Mos­
kaus erfolgten: Unter dem reformorien­
tierten Ministerpräsidenten lmre Nagy 
begann ab Juni 1 953 in Teilbereichen 
eine Revision der bisherigen Politik. Die­
ses ,Tauwetter' endete jedoch bereits im 
April 1 955, nachdem Chruschtschow 
den ,Radikalismus' der Reformen kriti­
siert hatte. Der 1 953 entmachtete Stali­
nist Matyas Rakosi übernahm erneut 
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das Ruder und kehrte zur alten Politik 
(Bevorzugung der Schwerindustrie, Ver­
nachlässigung der Konsumgüterbran­
chen, zwangsweise Kollektivierung auf 
dem Lande usw.) und zu den alten Mit­
teln (Verhaftungswelle, Säuberungen 
etc.) zurück. Nach dem XX. Parteikon­
greß der KPdSU und den Arbeiterprote­
sten in Polen änderte Moskau im Som­
mer wiederum seine Haltung: Im Jul i 
1 956 wurde Rakosi seines Postens ent­
hoben, sein Nachfolger an der Spitze der 
Partei allerdings der ebenfalls zum stali­
nistischen Flügel zählende Ernö Gerö. 
Dieser Wechsel vermochte nicht zu ver­
hindern, daß die Unruhe in der Partei 
und in der Öffentlichkeit zunahm und die 
Kluft zwischen der Bevölkerung und dem 
Regime breiter wurde. 

Am 23. 1 0. 1 956 demonstrierten annä­
hernd 200.000 Menschen in Budapestfür 
eine politische Neuorientierung. Nach 
den ersten Schußwechseln wurde da­
raus ein nationaler anti-sowjetischer 
Aufstand. Gerö forderte das Eingreifen so­
wjetischer Truppen, holte aber auch lmre 
Nagy aus der Versenkung und ernannte 
ihn am nächsten Tag zum Ministerpräsi­
denten. Dieser stand vor der Wahl zwi­
schen der Anordnung der gewaltsamen 
Niederschlagung der Revolution und dem 
Versuch der Lösung der Krise in Zusam­
menarbeit mit den revolutionären Komi­
tees. Nach einigen Tagen des Zögerns 
entschied sich Nagy für letzteres. 

ln der Folge näherte er sich Schritt für 
Schritt den politischen Positionen der 
Aufständischen: Bereits am 27. 1 0. 
nahm er Nichtkommunisten ins Kabinett 
auf. Mit den sowjetischen Emissären 
führte er Verhandlungen über ein plurali­
stisches politisches System. Am 28. 1 0. 
verließen die sowjetischen Truppen Bu­
dapest, am 1 . 1 1 .  erklärte Nagy die Neu­
tralität des Landes, und es schien, als 
hätte die Revolution gesiegt. Anfang No­
vember begann sich das Leben erneut zu 
normalisieren. 

Doch der Moskauer Führung ging das 
alles bereits viel zu weit. Sie fürchtete die 
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potentiellen Auswirkungen einer ,Finn­
landisierung' Ungarns auf das gesamte 
System der Satellitenstaaten in Osteu­
ropa. Die internationale Lage war günstig 
für die Intervention der Roten Armee, die 
am 4.1 1 .  begann. Die Handlungsfähig­
keil der Westmächte war durch die 
Suez-Krise stark eingeschränkt, und die 
Tatsache, daß sie sich auf scharfe Pro­
teste beschränkten, bedeutete de facto 
die Anerkennung der sowjetischen He­
gemonie über Ungarn. 

Kontler faßt zusammen: "1 956 repea­
ted the pattern of 1 849, 1 9 1 8-20 and 
1 944-48 in that international contingen­
cies once again, and perhaps even more 
shockingly than ever before, deprived 
Hungary of the opportunity of I ifting the li­
mitations on its sovereignty and going 
the way it wanted. After 1 956, a pattern 
also weil known from post-1 849 ( or post-
1 867) and post-1 920 domestic history 
repeated itself, too: a regime born out of 
naked terror consolidated itself by me­
ans that were acceptable to a broad seg­
ment of Hungarians made pragmatic by 
having tried the strength of their backbo­
nes." (S. 390) 

Der Systemwechsel 1988-91 

Spätestens in der zweiten Hälfte der 
siebziger Jahre stellte sich heraus, daß 
auch die ungarische Variante der kom­
munistischen Planwirtschaft (,Gulasch­
K.') den Übergang vom extensiven zum 
intensiven Wachstum nicht schaffen 
würde. Und in den achtziger Jahren 
konnten sarkastische Beobachter, so 
Kontler, nur noch die Schlußfolgerung 
ziehen: "that ,existing socialism does not 
function, and a functioning socialism 
does not exist', and in reality it was 
merely ,the Iongest path from capitalism 
to capitalism"'. (S. 431 )  

Mit dem für alle überraschenden, un­
blutigen und schnellen Systemwechsel 
der Jahre 1 988-91 haben die Ungarn die 
fünfte Gelegenheit erhalten , eine Demo­
kratie zu errichten - "this time as unl i-
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mited masters of their fate and succee­
ding or fail ing entirely on their own ac­
count". (S. 390) 

Die wichtigsten Stationen dieses Sy­
stemwechsels waren: die parteiinterne 
Entmachtung von Janos Kadar im Mai 
1 988, welche die Desintegration des al­
ten Regimes und den Beginn des Über­
gangs symbolisiert; die Selbstauflösung 
der Ungarischen Sozialistischen Arbei­
terpartei (MSZMP) am 8 . 1  0. 1 989; die 
Verabschiedung einer das Prinzip der 
Gewaltenteilung verankernden Verfas­
sungsnovelle am 23. 1 0. ,  welche die le­
galen und politischen Grundlagen des 
totalitären Parteistaates zerstörte; die 
Ausrufung der Republik am selben Tag; 
die Abhaltung freier Parlamentswahlen 
im März/April 1 990; der Abzug der letz­
ten sowjetischen Soldaten im Juni 1 991 , 
womit die ungarische Souveränität wie­
derhergestellt war. 

Die politische Entwicklung seither be­
urteilt Kontlerfolgendermaßen: "Despite 
many circuitous processes, the political 
scene has been marked by the emer­
gence of the institutional framework of 
the rule of law, parliamentary govemment 
and the clarification of the main political 
trends and the party structure, the ten­
dency being a western European-like 
scramble towards the centre from left 
and right, a minority persisting on both 
extremes, and the undercurrent of the 
populist-urbanist divide sometimes surfa­
cing in the form of ,patriotic' versus ,cos­
mopolitan' tensions." (S. 472) 

Die Annäherung Ungarns an die Euro­
päische Union ist bereits weit fortge­
schritten: Im Dezember 1 991 wurde das 
Land assoziiertes Mitglied, und die Ver­
handlungen über eine Vollmitgliedschaft 
begannen im März 1 998. 

Neben der europäischen Integration 
wird die Eindämmung der extremen poli­
tischen Rechten wohl eine der größten 
Herausforderungen für d ie ungarische 
Demokratie darstellen . 1 0  Der Widerhall, 
den die Parolen der nationalistischen 
Populisten finden, wird wohl nicht zuletzt 

430 

27.  Jahrgang (200 1 ), Heft 3 

davon abhängen, inwieweit der sozialen 
Polarisierung entgegengesteuert und wie 
die Aufnahme in die EU bewältigt werden 
wird. 

Kontlers Werk stellt eine gelungene 
Kombination erzählter Geschichte und 
komparativer Hintergrundanalyse struk­
tureller Veränderungen dar. Aus diesem 
Grund, und auch wegen der Fähigkeit 
des Autors, die wesentlichsten Entwick­
lungen kurz und präzise zusammenzu­
fassen, ist die Lektüre dieses Bandes 
reines Vergnügen. Ein ausführl icher In­
dex erhöht den Gebrauchswert als 
Nachschlagewert sehr. Im Hinblick auf 
eine möglichst weite Verbreitung in den 
deutschsprachigen Ländern ist zu hof­
fen, daß es bald eine deutsche Überset­
zung geben wird.1 1 

Kroatien 

Durch den ungarisch-kroatischen Aus­
gleich von 1 868 wurde Kroatien als poli­
tische Nation mit separatem Territorium 
sowie einer eigenen, unabhängigen Le­
gislative und Regierung in einigen inter­
nen Angelegenheiten ( Inneres, Kultus, 
Schulwesen, Justiz) anerkannt. Im Ge­
gensatz zum österreichisch-ungari­
schen Ausgleich gab es keine Instanz für 
gemeinsame Angelegenheiten. Auf die­
sen Gebieten (Rekrutierung, Finanzwe­
sen,  Wirtschafts- und Gewerberecht) 
konnte Kroatien seine Interessen durch 
seine (vom Sabor) Delegierten im unga­
rischen Reichstag und seinen Minister 
im ungarischen Kabinett vertreten, aber 
d ie letzte Entscheidung lag jeweils bei 
den ungarischen Institutionen. Die Selb­
ständigkeit der Landesregierung war da­
durch eingeschränkt, daß der vom Mo­
narchen ernannte und dem kroatischen 
Landtag (Sabor) verantwortliche Ban vom 
ungarischen Ministerpräsidenten bestä­
tigt werden mußte. Der Sabor wurde 
nach einem Zensuswahlrecht 9.ewählt. 

Steinhofffaßt zusammen: "Uberblickt 
man . . . die politische Entwicklung in 
Kroatien-Siawonien von der Zeit des 
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Ausgleichs bis 1 9 1 4, zeigt sich, daß die 
politische Modernisierung hierwie auch 
in allen anderen Teilen des Reiches nur 
in Ansätzen gelungen war. Es blieben 
Zensuswahlrecht, das fehlende Frauen­
wahlrecht und die Schwäche der Legisla­
tive gegenüber der Exekutive und Macht­
faktoren wie der Armee und dem Hof. Die 
Parteien übernahmen noch nicht selbst 
Regierungsverantwortung." (S. 126) 

Der erste Anlauf zu einer demokrati­
schen Entwicklung erfolgte in Kroatien in 
den zwanziger Jahren. Die Verfassung 
des jugoslawischen Königreichs von 
1 921 definierte den Staat als ,erbliche, 
parlamentarische und konstitutionelle 
Monarchie'. Der König erhielt eine we­
sentlich stärkere Position als die Legis­
lative, denn er verfügte - wie das Parla­
ment - über das Recht auf Gesetzesin­
itiative, besaß zudem im Hinblick auf 
Gesetze ein Vetorecht, und er bestellte 
die Regierung, die an sein Vertrauen und 
nicht nur an das des Parlaments gebun­
den war. Der Staatsaufbau war zentrali­
stisch, Kroatien bildete keine territoriale 
Einheit. Aus diesem Grunde blieben die 
meisten kroatischen Abgeordneten, die 
einen föderalistischen Staatsaufbau be­
vorzugten, der Abstimmung über die Ver­
fassung fern. "Der Zentralismus . . .  dien­
te der Durchsetzung des jugoslawischen 
Unitarismus und begünstigte die serbi­
sche Hegemonie." (S. 1 62) Das König­
reich war "ein multinationaler Staat, in 
dem die serbische Nation die Führungs­
rolle beanspruchte. - Entsprechend wa­
ren die meisten Parteien primär national 
und erst sekundär weltanschaulich defi­
niert." (ebd. )  

Die Bauernpartei unter Sljepan Radire 
erlangte bald den Charakter einer kroati­
schen Nationalbewegung. Ihr Hauptziel 
war die föderative Umgestaltung des 
Staates. Nachdem sie die Verfassung 
und die Monarchie anerkannt hatte, er­
möglichte der König der Kroatischen 
Bauernpartei von 1 925 bis 1 927 die Teil­
nahme an der Regierung im Rahmen 
einer Koalition. 
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1 928 nahmen die politischen Ausein­
andersetzungen im Parlament, in den 
Medien und auf der Straße einen immer 
aggressiveren Stil an. " . . .  Steuerrecht, 
Wirtschaftspolitik und Machtverteilung 
im Staatsapparat begünstigten offen­
sichtlich d ie Gebiete des ehemaligen 
Königreiches Serbien." (S. 1 64f) Die um 
Radia:geeinte Opposition forderte vehe­
ment eine Verfassungsänderung. Im 
August 1 928 starb der Führer der Bau­
ernpartei an den Folgen eines im Parla­
ment (!)  verübten Attentats. ln der Folge 
vertiefte sich die Staatskrise. Die Bau­
ernpartei zog die Anerkennung der zen­
tralistischen Verfassung zurück und 
blieb der Parlamentsarbeit fern. Als An­
fang Jänner 1 929 die Regierungsbildung 

· scheiterte, suspendierte König Aleksan­
dar die Verfassung, löste das Parlament 
auf und verkündete die Königsdiktatur. 

Erst mit dem Zerfall des sozialisti­
schen Jugoslawien Ende der achtziger 
Jahre bot sich Kroatien erneut die Chan­
ce zum Aufbau eines eigenständigen, 
die Grundrechte garantierenden und de­
mokratischen Staatswesens. 

Im folgenden seien kurz die wesent­
lichsten Ereignisse vom Zerfall Jugoslawi­
ens über die Unabhängigkeit Kroatiens 
bis zum Ende des Tudjman-Regimes an­
geführt: Abhaltung freier Wahlen zum 
Sabor im April 1 990, Mehrheit für die kon­
servativ-national istische ,Kroatische de­
mokratische Gemeinschaft' (HDZ) unter 
Franjo Tudjman; Dezember 1 990 Annah­
me einer neuen, demokratischen Verfas­
sung, die dem vom Volk gewählten Präsi­
denten - unter Zuschnitt auf die Person 
Tudjmans - eine starke Stellung zubillig­
te; Mai 1 991  Plebiszit mit überwältigen­
der Mehrheit für die Unabhängigkeit Kroa­
tiens; 25.6. 1 991 Unabhängigkeitserklä­
rung; Juli 1 991 bis Januar 1 992 Unabhän­
gigkeitskrieg gegen die Jugoslawische 
Volksarmee und serbische Freischärler; 
1 5. 1 . 1 992 Anerkennung durch die EG­
Staaten; Mai und August 1 995 Rücker­
oberung der serbisch besetzten Gebiete 
in Westslawonien und in der Krajina. 
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Auf die Frage, warum es nicht möglich 
war, im ehemaligen Jugoslawien einen 
lockeren Staatenbund oder nach Auflö­
sung des Staatsverbandes wenigstens 
die sonstigen Kommunikationen in Ver­
kehr, Wirtschaft und Kultur aufrechtzuer­
halten, gibt Steinhoff eine klare Antwort: 
"Daß dieser Weg, den ja Slowenien und 
Kroatien von Mitte 1 990 bis Mitte 1 991  
durch die Vorschläge zur Konföderierung 
anstrebten, für Jugoslawien zum Schei­
tern verurteilt war, ist in allererster Linie 
die Folge des serbischen ,Sonderweges' 
. . .  , der mit der Machtübernahme von 
Slobodan Milosevic begann. Seine Poli­
tik und seine Sprache nationaler Intole­
ranz wiesen ab 1 987 den Weg zu Gewalt 
und Krieg." (S. 2 17) 

Nach 1 995 geriet das semi-autoritäre 
HDZ-Regime in eine tiefe Krise. Die HDZ 
gebärdete sich als einzig staatstragende 
Partei, die Grenzen zwischen Partei und 
Staat verschwammen nicht selten, Op­
positionelle wurden als ,unpatriotisch' 
und ,staatsfeindlich' bezeichnet. HDZ­
Funktionäre nutzen die Privatisierung zu 
ihren Gunsten, schlachteten als neue 
Eigentümer Betriebe aus und führten sie 
in den Konkurs. Korruption und Nepotis­
mus häuften sich, unabhängige Medien 
wurden behindert, die übrigen gegängelt. 
Die Amtsführung des Präsidenten Tudj­
man zeichnete sich durch einen autoritä­
ren Stil aus. Angesichts dieser Verhält­
nisse wuchs die allgemeine Unzufrieden­
heit. 

Im Dezember 1 999 starb Tudjman. Die 
Parlamentswahlen vom 3.1 .2000 endeten 
mit einem Sieg der bisherigen Oppositi­
onsparteien. Bilanzierend sieht Steindorff 
günstige Perspektiven für eine demokrati­
sche Entwicklung des Landes: "So kri­
tisch man gerade den letzten Jahren der 
HDZ -Herrschaft in Kroatien gegenüberste­
hen mag, so haben doch nicht nur die kor­
rekte Durchführung und die Ergebnisse der 
Wahlen Anfang 2000, sondern auch der 
verfassungskonforme und reibungslose 
Regierungswechsel die Demokratiefähig­
keit der kroatischen Gesellschaft und ihrer 
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politischen Elite bestätigt." (S. 231 ) 
ln bewährter Weise ergänzen im An­

hang eine Zeittafel, Kurzbiographien, 
Kurzbeschreibungen wichtiger histori­
scher Stätten, eine Auswahl weiterfüh­
render Literatur und ein Register den gut 
lesbaren Text. 

Michael Mesch 

Anmerkungen 

1 Folgende Bände dieser Reihe wurden 
bereits in WuG besprochen: "Rumänien" 
und "Bulgarien" im Heft 4 ( 1 999) und 
"Slowakei" im Heft 1 (2001 ). 

2 Berühmt - oder vielmehr: berüchtigt -
sind in diesem Zusammenhang die 
endlosen Kontroversen zwischen unga­
rischen und rumänischen Historikern 
über die Frage, ob die Magyaren bei ihrer 
Landnahme in Siebenbürgen um 900 
weitgehend unbewohntes Land vorfan­
den. 

3 Zur sozialen Schichtung Ungarns in der 
Zeit des Dualismus siehe ausführlicher 
Hanak (1 973) 360ft. 

4 Die politischen Parteien Ungarns im 
Dualismus hatten nur lose organisatori­
sche Strukturen, waren eher Honora­
tiorenklubs. Ebenso bedeutsam wie ge­
meinsame politische Haltungen waren 
persönliche Loyal itäten. 

5 Dementsprechend sah die Landver­
teilung um die Jahrhundertwende aus: 
Rund 9.000 Latifundisten besaßen die 
Hälfte des Bodens: Hanak (1 973) 360. 

6 Fischer (1 999) 1 30. Ferner ist in diesem 
Zusammenhang zu berücksichtigen, 
daß die Stimmabgabe offen erfolgte und 
die Wählerregistrierung manipuliert wer­
den konnte. Das Wahlrecht, das bis zum 
Ende der Monarchie keine wesentlichen 
Änderungen erfuhr, war um 1 870 im 
europäischen Vergleich akzeptabel, aber 
um 1 9 1 0  "grossly anachronistic" 
(Kontler, S. 281 ). 

7 Hanak (1 973) 324. 
8 Kann ( 1 982) 41 1 .  
9 Fischer ( 1 999) 201 .  

10 Die extreme Rechte hat bislang die poli­
tische Stabilität Ungarns nicht zu gefähr­
den vermocht, aber ihre Existenz und ihr 
Einfluß im öffentlichen Leben belegen 
den von Kontler konstatierten Fortbe-
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stand völlig konträrer Anschauungen 
und politischer Strömungen. "Sehr be­
denkliche Tendenzen zum Nationalis­
mus, Antisemitismus und Rassismus" 
ortet auch Paul Lendvai in einem Ge­
spräch mit der Wiener Zeitung (20./2 1 .  
Juli 2001 ) :  "Es gibt wieder diese 
Doppelbödigkeit: eine offene, internatio­
nale, europäische Seite und anderer­
seits den rückwärtsgewandten, zutiefst 
reaktionären Blickwinkel jener, die aus 
der Geschichte nichts gelernt haben." 

11  Sehr mangelhaft ist leider die Qualität von 
einigen der eingefügten Landkarten.  Hier 
muß insbesondere jene auf S. 1 93 an­
geführt werden, deren Informations­
gehalt aus dem genannten Grund sehr 
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gering ist. Weniger Stilisierung, feinere 
Strichführung und größere Formate hät­
ten zu besseren Ergebnissen geführt. 
Vielleicht kann in der zweiten Auflage hier 
eine Nachbesserung erfolgen. 
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